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„Auf Grund des Art. 48 Abs. 1 und 2 der Reichsverfas-
sung verordne ich zur Wiederherstellung der öffent-
lichen Sicherheit und Ordnung im Gebiet des Landes 
Preußen folgendes:  

§1. Für die Geltungsdauer dieser Verordnung wird der 
Reichskanzler zum Reichskommissar für das Land 
Preußen bestellt. Er ist in dieser Eigenschaft er-
mächtigt, die Mitglieder des Preußischen Staats-
ministeriums ihres Amtes zu entheben. Er ist weiter 
ermächtigt, selbst die Dienstgeschäfte des Preu-
ßischen Ministerpräsidenten zu übernehmen und an-
dere Personen als Kommissare des Reichs mit der 
Führung der Preußischen Ministerien zu betrauen.  

Dem Reichskanzler stehen alle Befugnisse des Preu-
ßischen Ministerpräsidenten, den von ihm mit der 
Führung der Preußischen Ministerien betrauten Per-
sonen innerhalb ihres Geschäftsbereichs alle Befug-
nisse der Preußischen Staatsminister zu.“21 

Zugleich verhing Paul von Hindenburg den militärischen 
Ausnahmezustand in Berlin und Brandenburg. Damit hatte 
er sich nun sogar des Staatsstreichs schuldig gemacht! 

Wie sehr von Hindenburg seine Bemühungen um eine 
Einbeziehung von Hitler und seiner NSDAP in die Regie-
rung steigerte, zeigte sich auch im Rahmen der Unter-
handlung von Paul von Hindenburg mit Adorf Hitler am 13. 
August 1932: „Der Herr Reichspräsident eröffnete die 
Besprechung damit, daß er Herrn Hitler erklärte, er sei 
bereit, die nationalsozialistische Partei und ihren 
Führer Hitler an der Reichsregierung zu beteiligen, 
und würde ihre Mitarbeit willkommen heißen.“22 Als 
Hitler nur zustimmen wollte, wenn er die Kanzlerschaft 
erhielte, verabschiedete sich von Hindenburg mit „Wir 
sind ja beide alte Kameraden und wollen es bleiben, 
da später uns der Weg doch wieder zusammenführen 

 
21 Herbert Michaelis und Ernst Schraepler, Hrsg., Ursachen und 
Folgen: vom deutschen Zusammenbruch 1918 und 1945 bis zur 
staatlichen Neuordnung Deutschlands in der Gegenwart; eine 
Urkunden- und Dokumentensammlung zur Zeitgeschichte. 29 
Bde. Berlin: Dokumenten-Verlag, 1959-1979, Band 8, S. 570 
22 Ebenda, Bd. 8, S. 618: Aufzeichnung des Staatssekretärs Dr. 
Meißner über die Besprechung des Reichspräsidenten von 
Hindenburg mit Adolf Hitler 

kann. So will ich Ihnen denn auch jetzt kamerad-
schaftlich die Hand reichen.“23 

Bei den letzten freien Wahlen in der Weimarer Republik 
am 6. November 1932 verlor die NSDAP über 4% der 
Stimmen und hatte nur noch einen Stimmanteil von 33,1%. 
Die demokratischen Parteien SPD, Zentrum/BVP und 
DVP hatten kleinere Verluste und Gewinne. Zugleich gab 
es Anzeichen einer wirtschaftlichen Erholung.  

Eine Rückkehr zur parlamentarischen Demokratie war 
jedoch von nationalkonservativen und völkischen Kreisen 
nicht gewünscht. Daher stieg Mitte November 1932 eine 
Gruppe „führender Persönlichkeiten aus Wirtschaft und 
Industrie sowie großagrarischer Kreise“24 „in den Ring“ 
und richteten eine Eingabe an Reichspräsident von 
Hindenburg für die Berufung Adolf Hitlers, in welcher es 
unter anderem hieß: „… Gegen das bisherige parla men-
tarische Parteiregime sind nicht nur die Deutsch-
nationale Volkspartei und die ihr nahestehenden 
kleineren Gruppen, sondern auch die Nationalsozialis-
tische Deutsche Arbeiterpartei grundsätzlich ein-
gestellt und haben damit das Ziel Eurer Exzellenz be-
jaht ... Die Übertragung der verantwortlichen Leitung 
eines mit den besten sachlichen und persönlichen 
Kräften ausgestatteten Präsidialkabinetts an den 
Führer der größten nationalen Gruppe wird die Schla-
cken und Fehler, die jeder Massenbewegung notge-
drungen anhaften, ausmerzen und Millionen 
Menschen, die heute abseits stehen, zu bejahender 
Kraft mitreißen.“25 

Nur wenige Wochen später fand die Besprechung statt, die 
oft als Geburtsstunde der NS-Diktatur bezeichnet wird: Im 
Hause des Bankiers von Schröder, einer der Unter-
zeichner des oben zitierten Aufrufes, trafen sich Schröder 
und von Papen mit Hitler, Heß und Himmler. Dazu der 
Bankier von Schröder in seiner eidesstattlichen Erklärung 
vom 3. November 1945: „Diese Änderungen, so 
erläuterte er damals, würden die Ausschaltung der 
Sozialdemokraten, Kommunisten und Juden aus den 
führenden Stellen in Deutschland und die Wiederher-
stellung der Ordnung im öffentlichen Leben einschlie-
ßen. Von Papen und Hitler erzielten ein grundsätzli-
ches Übereinkommen …“26  

Das Paul von Hindenburg in diesen Prozess eingebunden 
war, wird spätestens durch die Ereignisse vom 22 Januar 
1933 sichtbar. Im Tagebucheintrag Franz von Papens 
über ein erneutes Treffen mit Hitler, bei welchem Oskar 
von Hindenburg, der Sohn des Reichspräsidenten zuge-
gen war, heißt es: „Hitler sendet ... Herrn von Ribben-
trop zu mir mit der Bitte um eine Unterredung in des-
sen Hause. Ich fragte den Reichspräsidenten, ob er es 
für opportun halte, daß ich Hitler sehe? ... Da ich mir 

23 Ebenda, Bd. 8, S. 619 
24 Ebenda, Bd. 8, S. 687f 
25 Ebenda, Bd. 8, S. 689 
26 Ebenda, Bd. 8, S. 744 

Paul von Hindenburg und der von ihm berufene Franz von 
Papen 1932 
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über den Ernst der Lage klar war, bat ich den Feldmar-
schall, zur Korrektur meines Urteils oder meiner Ein-
drücke aus dieser Unterhaltung zu erlauben, daß sein 
Sohn Oskar und der Staatssekretär Dr. Meißner mich 
begleiteten … der Reichspräsident ...  sei der Meinung, 
die Zuspitzung der Lage mache es wünschenswerter 

noch als bisher, die Bewegung an dieser oder einer 
neuen Regierung zu beteiligen. Hitler … betonte, eine 
Beteiligung seiner Bewegung werde nur unter seiner 
Kanzlerschaft möglich sein. ... Über eine reiche Betei-
ligung bürgerlicher Minister werde man sich leicht 
einigen können“27. 
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Am 30. Januar 1933 hatten die antidemokratischen Kräfte 
ihr Ziel erreicht: Adolf Hitler wurde Reichskanzler. Die amt-
liche Mitteilung lautete: „Der Reichspräsident empfing 
heute vormittag den Führer der Nationalsozialisti-
schen Partei Hitler, sowie Reichskanzler a. D. von 
Papen zu einer längeren Besprechung. Der Reichsprä-
sident hat Herrn Hitler zum Reichskanzler ernannt und 
auf dessen Vorschlag die Reichsregierung … neu 
gebildet:“28  

 

Hitler grüßt von Hindenburg 1933 

Neben von Papen als Vizekanzler wurde Wilhelm Frick 
(NSDAP) Innenminister und damit ausgerechnet für die 
innere Sicherheit, Verwaltung und öffentliche Ordnung 
zuständig. Als zweiter NSDAP-Minister wurde Göring zum 
Reichsminister ohne Geschäftsbereich und zugleich „mit 
der Wahrnehmung der Geschäfte des Preuß. Ministeriums 
des Innern betraut.“29 Darüber hinaus gehörten diesem 

 
27 Ebenda, Bd. 8, S. 749f 
28 Ebenda, Bd. 8, S. 762f 
29 Ebenda, Bd. 8, S. 763 

ersten Kabinett Hitlers auch mehrere parteilose und drei 
der DNVP angehörenden Ministern an. 

Und wie sehr Hindenburg die Errichtung der faschistischen 
Diktatur weiterhin konsequent unterstützte, zeigt auch, 
dass er auch das am 1. Februar 1933 an ihn gerichtete 
warnende Schreiben des ebenfalls antidemokratischen 
Generals a.D. Ludendorff ignorierte. Ludendorff schrieb: 
„Sie haben durch die Ernennung Hitlers zum Reichs-
kanzler unser heiliges deutsches Vaterland einem der 
größten Demagogen aller Zeiten ausgeliefert. Ich pro-
phezeie Ihnen feierlich, daß dieser unselige Mann un-
ser Reich in den Abgrund stürzen und unsere Nation 
in unfaßbares Elend bringen wird. Kommende Ge-
schlechter werden Sie wegen dieser Handlung in 
ihrem Grabe verfluchen.“30 

Die Vorgänge von Ende Januar/Anfang Februar deuten 
darauf hin, dass die Berufung des ersten Kabinett Hitlers 
nur dazu diente, dass Hitler, der sich nach dem Rück-
schlag vom November endlich einen Wahlsieg erhoffte, 
Neuwahlen ausschreiben konnte. Bereits kurz nach der 
Machtübergabe an Hitler verkündigte Paul von Hinden-
burg am 1. Februar 1933 in der amtlichen Meldung über 
die Auflösung des Reichstages: „Nachdem der Reichs-
kanzler und der Reichsvizekanzler dem Herrn Reichs-
präsidenten über die Verhandlungen mit dem Zentrum 
heute Vormittag Bericht erstattet haben, hat der 
Reichspräsident folgende vom heutigen Tage datierte 

30 Ebenda, Bd. 8, S. 766, zitiert nach: Gutachten des Instituts für 
Zeitgeschichte, Selbstverlag des Instituts für Zeitgeschichte, 
München 1958, S. 367. 

In der Limousine: von Hindenburg und Hitler mit seinem Hitler-
Gruß 1933 
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Verordnung über die Auflösung des Reichstags erlas-
sen: Nachdem sich die Bildung einer arbeitsfähigen 
Mehrheit als nicht möglich herausgestellt hat, löse ich 
auf Grund des Artikels 25 der Reichsverfassung den 
Reichstag auf, damit das deutsche Volk durch Wahl 
eines neuen Reichstags zu der Neubildung der Regie-
rung des nationalen Zusammenschlusses Stellung 
nimmt. gez. von Hindenburg.“31 

Paul von Hindenburg änderte sein Verhalten weder nach 
dem Protest 

- der Bayerischen Volkspartei (Telegramm von deren 
Vorsitzenden Staatsrat Schäffer an von Hindenburg 
am 2. Februar 1933: „Durch die Begründung der 
Auflösungsorder, daß sich die Bildung einer ar-
beitsfähigen Mehrheit als nicht möglich heraus-
gestellt hat, sehe ich mich gezwungen, bezüglich 
der Bayerischen Volkspartei sachlich zu wider-
sprechen und festzustellen, daß die Bayerische 
Volkspartei, die ihren grundsätzlichen Willen zur 
Mitarbeit am nationalen Wiederaufbau bekannt 

wissen mußte, überhaupt zu Verhandlungen 
nicht herangezogen worden ist.“32)  

- noch demjenigen des Vorsitzenden der Zentrums-
partei (Schreiben des Prälaten Kaas an Reichsprä-
sident von Hindenburg vom gleichen Datum: „In der 
Auflösungsverordnung des gestrigen Tages wird 
als Grund für die vollzogene Auflösung angege-
ben, daß sich die Bildung einer arbeitsfähigen 
Mehrheit als nicht möglich herausgestellt habe. 
Die Deutsche Zentrumspartei nimmt Veranlas-
sung, gegen diese den tatsächlichen Vorgängen 
nicht entsprechende Begründung Einspruch 
einzulegen, da die mit ihr begonnenen Bespre-
chungen seitens der Regierung sachlich nicht 
weitergeführt worden sind und ohne stichhalti-
gen Grund vor Herbeiführung einer wirklichen 
Klärung abgebrochen wurden.“33 

Es stellt sich so dar, als ob nicht nur Adolf Hitler und 
seine NSDAP, sondern auch Paul von Hindenburg mit 
der Zerstörung der Weimarer Republik endlich ihr Ziel 
erreicht hatten, wie auch die folgenden Ereignisse und 
Aussagen zeigen. 

Mit seiner Verordnung „zum Schutze des deutschen Vol-
kes“ vom 4. Februar 1933 setzte Paul von Hindenburg 
nicht nur seine undemokratische Notverordnungspolitik 
fort, sondern unterstützt durch die Einschränkung demo-
kratischer Rechte und der Beauftragung des NSDAP-In-
nenministers Frick mit der Umsetzung der Verordnung 
aktiv die Errichtung der Nazi-Diktatur! 

Diese Verordnung erlaubte  

- gem. Absatz 2 „öffentliche politische Versamm-
lungen sowie alle Versammlungen“ zu verbieten34; 

- §5 besagte: „Der Reichsminister des Innern kann 
allgemein oder mit Einschränkungen für das gan-
ze Reichsgebiet oder einzelne Teile Versamm-
lungen unter freiem Himmel und Aufzüge sowie 
das Tragen einheitlicher Kleidung, die die Zuge-
hörigkeit zu einer politischen Vereinigung kenn-
zeichnet, verbieten“, §6 ermöglichte selbiges für die 
Landesbehörden,  

- §§7 und 8 erlaubten, dass „Druckschriften ... poli-
zeilich beschlagnahmt und eingezogen werden“35 
können und dass Gerichte nicht einmal mehr die Be-
schlagnahme aufheben können;  

- §9 erlaubte das Verbot von periodischen Druckschrif-
ten, d.h. von Zeitungen und Magazinen36; 

- §14 besagte: „Die obersten Landesbehörden oder 
die von ihnen bestimmten Stellen können verbie-
ten, daß Geld- oder Sachspenden zu politischen 

 
31 Ebenda, Bd. 9, S. 15 nach Kölnische Zeitung Nr. 64 vom 2. 
Februar 1933 
32 Ebenda, Bd. 9, S. 18 nach Deutsche Allgemeine Zeitung Nr. 
57 vom 3. Februar 1933 
33 Ebenda, Bd. 9, S. 18 nach Kölnische Zeitung Nr. 64 vom 2. 
Februar 1933 

Zwecken oder zur Verwendung durch politische 
Organisationen … eingesammelt werden“37; 

Dass mit von Hindenburgs Verordnung von alle oppositio-
nellen Kräfte von konservativen Parteien, wie Zentrum und 
Bayerischer Volkspartei bis zu linken Parteien, wie SPD 
und KPD behindert und unterdrückt werden sollten, wird 
insbesondere durch §25 deutlich. Dort wird der NSDAP-
Innenminister Frick mit der Umsetzung beauftragt: „Die 
zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften erläßt der 
Reichsminister des Innern“38 

Den Brandanschlag auf den Berliner Reichstag nahm Paul 
von Hindenburg zum Anlass, mit seiner Verordnung zum 
Schutz von Volk und Staat vom 28. Februar 1933 praktisch 
alle wesentlichen demokratischen und Bürgerrechte außer 
Kraft zu setzen: 

„Die Artikel 114, 115, 117, 118, 123, 124 und 153 der 
Verfassung des Deutschen Reiches werden bis auf 
weiteres außer Kraft gesetzt. Es sind daher Beschrän-
kungen der persönlichen Freiheit, des Rechtes der 
freien Meinungsäußerung, einschließlich der 
Pressefreiheit, des Vereins- und Versammlungs-
rechts, Eingriffe in das Brief-, Post-, Telegraphen- und 
Fernsprechgeheimnis, Anordnungen von Haus-
suchungen und von Beschlagnahmen sowie Be-
schränkungen des Eigentums auch außerhalb der 
sonst hierfür bestimmten gesetzlichen Grenzen zu-

34 Ebenda, Bd. 9, S. 18ff 
35 Ebenda 
36 Ebenda 
37 Ebenda 
38 Ebenda 
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lässig.“39 Damit hat Paul von Hindenburg endgültig die 
verfassungsmäßig garantierten Freiheitsrechte, das Brief-
geheimnis, das Recht auf freie Meinungsäußerung, das 
Versammlungsrecht, und Recht auf Organisation sowie 
das Eigentumsrecht außer Kraft gesetzt und dem Miss-
brauch der Nazis übergeben. 

 
Das gängige Propagandabild: Große Führer mit Kindern 

Dass es in der deutschen Bevölkerung immer noch keine 
Mehrheit für das faschistische Regime gab, zeigten die 
Wahlergebnisse der Reichstagswahl vom 5. März 1933:  
Die NSDAP verpasste die absolute Mehrheit und erhielt, 
trotz des unglaublichen Nazi-Terrors in der Wahlkampf-
phase, nur 43,91% der Stimmen. Das Zentrum hielt sich 
bei 11,25%, die SPD erhielt noch 18,25% und sogar die 
KPD, welche ihren Wahlkampf aus dem Untergrund führen 
musste, erreichte sogar noch 12,32% der Stimmen. 

In seiner Ansprache am 21. März 1933 feierte von Hinden-
burg die Hitlerregierung mit den Worten: „Durch meine 
Verordnung vom 1. Februar des Jahres löste ich den 
Reichstag auf, damit das deutsche Volk selbst zu der 
von mir neugebildeten Regierung des nationalen 
Zusammenschlusses Stellung nehmen könne. In der 
Reichstagswahl vom 5. März hat unser Volk sich mit 
einer klaren Mehrheit hinter diese durch mein Ver-
trauen berufene Regierung gestellt“40 

Drei Tage später unterzeichnete von Hindenburg das Er-
mächtigungsgesetz, womit auch die Legislative aus-
geschaltet wurde, indem Gesetze durch die Nazi-Regie-
rung selbst beschlossen werden konnten und gegen die 
Verfassung verstoßen durften: 

„Artikel 1. Reichsgesetze können außer in dem in der 
Reichsverfassung vorgesehenen Verfahren auch 
durch die Reichsregierung beschlossen werden … 

Artikel 2. Die von der Reichsregierung beschlossenen 
Reichsgesetze können von der Reichsverfassung 
abweichen, soweit sie nicht die Einrichtung des 
Reichstags und des Reichsrats als solche zum Gegen-
stand haben …“41 

 
39 Ebenda, Bd. 9, S. 53ff nach Reichsgesetzblatt, Jahrgang 
1933, Teil I, Nr. 17. S. 83 
40 Ebenda, Bd. 9, S.133f nach Verhandlungen des Reichstags, 
Bd. 457, S. 5 

Formell hatte die NSDAP gem. Wahlergebnis vom März 
des Jahres im Reichstag keine absolute Mehrheit (auch 
wenn diese durch Verhaftungen bzw. das Untertauchen 
der KPD-Abgeordneten, das Verbot der SPD und der 
„Selbstauflösung“ der bürgerlichen Parteien faktisch gege-

ben war). Daher veranstaltete die Hitler-Regierung am 12. 
November 1933 eine Reichstagswahl in Verbindung mit 
einer Volksabstimmung. In der Reichstagswahl konnte nur 
noch die NSDAP gewählt werden und in der Volksabstim-
mung sollte der Austritt Deutschlands aus dem Völkerbund 
beschlossen werden (dies entspräche heute einem Austritt 
aus den Vereinten Nationen, der UNO).  

Sogar diese umfassende Gleichschaltung und den Austritt 
Deutschlands aus dem Völkerbund unterstützte Paul von 
Hindenburg im November 1933 mit seiner Rundfunkan-
sprache und feierte zugleich Hitler und die erfolgreiche 
Errichtung des Faschismus mit den Worten: 

„Ich und die Reichsregierung, einig in dem Willen, 
Deutschland aus der Zerrissenheit und Ohnmacht der 
Nachkriegsjahre emporzuführen, haben das deutsche 
Volk aufgerufen, morgen selbst über fein Schicksal zu 
entscheiden und vor aller Welt zu bekunden, ob es die 
von uns eingeschlagene Politik billigen und zu seiner 
eigenen Sache machen will. 

Lange Jahre schwächender Uneinigkeit liegen hinter 
uns. Dank der mutigen, zielbewussten und kraftvollen 

41 Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich 
(„Ermächtigungsgesetz“) vom 24. März 1933, 
Reichsagesetzblatt Jahrgang 1933, Teil I, Nr. 25, S. 141 

V.l.n.r.: Vizekanzler von Papen, Hitler und Goebbels umringt von 
Menschenmassen mit dem Nazi-Gruß 
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Führung des am 30. Januar dieses Jahres von mir 
berufenen Reichskanzlers Hitler und seiner Mitarbei-
ter hat Deutschland sich selbst wiedergefunden und 
die Kraft gewonnen, den Weg zu beschreiten, den ihm 
seine nationale Ehre und feine Zukunft vorschrei-
ben.“42  

Hindenburgs Begeisterung für die NS-Diktatur ging noch 
weiter: Nachdem 1933 von den Nazis bereits über 40 Kon-
zentrationslager errichtet worden waren und in diesen 
bereits an die 1000 Menschen ermordet worden waren, 
dankte er am 30. Januar 1934 zum Jahrestag der Macht-
übergabe an Hitler mit dem nachstehenden Schreiben: 

„Sehr geehrter Herr Reichskanzler! Die Wiederkehr 
des Tages, an dem ich Sie im Vorjahre zur Führung der 
Reichsregierung berufen und zum Reichskanzler 
ernannt habe, ist mir Anlaß, Ihrer in herzlicher Dank-
barkeit zu gedenken und Ihnen meine aufrichtige 
Anerkennung für Ihre hingebende Arbeit und Ihre 
große Leistung auszusprechen. Vieles ist in dem 
seither abgelaufenen Jahr zur Beseitigung der Wirt-
schaftsnot und zur Wiederaufrichtung unseres Vater-
landes geschehen, und große Fortschritte sind ge-
macht worden; aber es bleibt auch noch vieles zu tun 
übrig, bis Not und Schwäche endgültig überwunden 
sind. Ich vertraue auf Sie und Ihre Mitarbeiter, daß Sie 
das so tatkräftig begonnene große Werk des 
deutschen Wiederaufbaues auf der Grundlage der nun 
glücklich erreichten nationalen Einheit des deutschen 
Volkes im kommenden Jahre erfolgreich fortsetzen 
und mit Gottes Hilfe vollenden werden! In dieser 
Zuversicht verbleibe ich mit freundlichen Grüßen Ihr 
sehr ergebener von Hindenburg.“43 

Wie mag die begeistert gefeierte sogenannte „nationale 
Einheit“ in den Ohren der KZ-Insassen und den Menschen 
jüdischen Glaubens geklungen haben? 

Auch wenn Paul von Hindenburg aufgrund seiner adeligen 
Herkunft den Nazi-Pöbel der Straße ablehnte, verfasste er 
als weitere Begeisterungsäußerung für den Hitler-
Faschismus in seinem politischen Testament: 

„Mein Kanzler Adolf Hitler und seine Bewegung haben 
zu dem großen Ziele, das deutsche Volk über alle 
Standes- und Klassenunterschiede zur inneren Ein-
heit zusammenzuführen, einen entscheidenden 
Schritt von historischer Tragweite getan. Ich weiß, daß 
vieles noch zu tun bleibt, und ich wünsche von Her-
zen, daß hinter dem Akt der nationalen Erhebung und 
des völkischen Zusammenschlusses der Akt der Ver-
söhnung steht, der das ganze deutsche Vaterland 
umfaßt.  

Ich scheide von meinem deutschen Volk in der festen 
Hoffnung, daß das, was ich im Jahre 1919 ersehnte 
und was in langsamer Reife zu dem 30. Januar 1933 
führte, zu voller Erfüllung und Vollendung der ge-
schichtlichen Sendung unseres Volkes reifen wird. In 
diesem festen Glauben an die Zukunft des Vaterlandes 
kann ich beruhigt meine Augen schließen. von 
Hindenburg.”44 

In diesem festen Glauben an die Zukunft des 
Vaterlandes kann ich beruhigt meine Augen 
schließen. von Hindenburg.”45 

 

Auch für die Säuberungs- und Mordaktion der Nazis Ende 
Juni/Anfang Juli 1934 erhielten Hitler und seine Nazi-
Schergen noch einmal ein begeistertes Lob von Paul von 
Hindenburg in seiner Funktion als Reichspräsident:  

„Aus den mir erstatteten Berichten ersehe ich, daß Sie 
durch Ihr entschlossenes Zugreifen und die tapfere 
Einsetzung Ihrer Person alle hochverräterischen 
Umtriebe im Kein erstickt haben. Sie haben das deut-
sche Volk aus einer schweren Gefahr gerettet. Hierfür 
spreche ich Ihnen meinen tiefempfundenen Dank und 
meine aufrichtige Anerkennung aus. Mit besten 
Grüßen, von Hindenburg.“46 

Dies ist umso beschämender, da die Morde propagandis-
tisch mit der unwahren Behauptung gerechtfertigt wurden, 

 
42 Fritz Endres, Hrsg., Hindenburg. Briefe – Reden – Berichte, 
München 1934, S.184f. 
43 Ebenda, S. 186 
44 Ebenda, S. 188-192 sowie Walter Hubatsch, Hindenburg und 
der Staat. Aus den Papieren des Generalfeldmarschalls und 
Reichspräsidenten von 1878 bis 1934, Göttingen, 1966, S. 382f 

dass Ernst Röhm, der Stabschef der sogenannten 
Sturmabteilung (SA) der NSDAP, sowie weitere Führungs-
kräfte der SA und andere unliebsame Personen einen 
Putsch geplant hätten. 

Insgesamt wurden bei dem Massaker zwischen 90 und 
möglicherweise sogar mehrere hundert Morde begangen. 
Weitere Personen wurden in Konzentrationslagern inhaf-
tiert. Die Anzahl der Getöteten konnte nie nachgewiesen 
werden, da die Nazis die Spuren dieser Aktion umgehend 
verwischten. Neben den, durch ihre NSDAP-Tätigkeit 
selbst als Verbrecher einzuordnenden SA-Führungskräf-
ten. wurden auch der Paul von Hindenburg ursprünglich 
nahestehende General und früherer Reichskanzler von 
Schleicher, dessen Frau, konservative und katholische 
Oppositionelle sowie völlig Unbeteiligte ermordet. Auch 

45 Ebenda, S. 188-192 sowie Walter Hubatsch, Hindenburg und 
der Staat. Aus den Papieren des Generalfeldmarschalls und 
Reichspräsidenten von 1878 bis 1934, Göttingen, 1966, S. 382f 
46 Herbert Michaelis und Ernst Schraepler, Hrsg., Ursachen und 
Folgen: vom deutschen Zusammenbruch 1918 und 1945 bis zur 
staatlichen Neuordnung Deutschlands in der Gegenwart; eine 
Urkunden- und Dokumentensammlung zur Zeitgeschichte. 29 
Bde. Berlin: Dokumenten-Verlag, 1959-1979, Band 10, S. 195f 
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der von Hindenburg besonders nahestehende ehemalige 
und jetzt stellvertretende Reichkanzler von Papen wurde 
verhaftet, aber nach kurzer Zeit wieder freigelassen.  

Ein derart begeistertes Lob für Massenmord durch einen 
Staatspräsidenten ist vermutlich in der Geschichte ein-
malig!  

Paul von Hindenburg zeigte durch seine politischen 
Entscheidungen und Eingriffe in die Weimarer Repu-
blik sowie durch seine Reden eine kaum zu überbie-
tende antidemokratischere Haltung und unterstützte 
mit seinen Verordnungen und Veröffentlichungen die 
Errichtung der NS-Diktatur! 

 

Quellenangaben:  

Die Verfassung des Deutschen Reichs („Weimarer Reichsverfassung“) vom 11. August 1919,  
https://www.jura.uni-wuerzburg.de/fileadmin/02160100-muenkler/Verfassungstexte/Die_Weimarer_Reichsverfassung_2017ge.pdf 

Fritz Endres, Hrsg., Hindenburg. Briefe – Reden – Berichte, München 1934 

Herbert Michaelis und Ernst Schraepler, Hrsg., Ursachen und Folgen: vom deutschen Zusammenbruch 1918 und 1945 bis zur staatlichen 
Neuordnung Deutschlands in der Gegenwart; eine Urkunden- und Dokumentensammlung zur Zeitgeschichte. 29 Bde. Berlin: Dokumenten-
Verlag, 1959-1979 

Reginald H. Pheips, Aus den Groener-Dokumenten, Deutsche Rundschau, Bd. 76 (1950) 

Walter Hubatsch, Hindenburg und der Staat. Aus den Papieren des Generalfeldmarschalls und Reichspräsidenten von 1878 bis 1934, 
Göttingen, 1966 

Kurz nach der Machtübergabe an Hitler und seine NSDAP 
behandelte der Marktgemeinderat Berchtesgaden in sei-
ner Sitzung vom 25. März 1933 mehrere Anträge zu Paul 
von Hindenburg, dem faschistischen Ideologen und Publi-
zisten Dietrich Eckart und Adolf Hitler. 

In einem ersten einstimmigen Beschluss wurden Paul von 
Hindenburg und Adolf Hitler „in dankbarer Würdigung ihrer 
großen Verdienste um die nationale Einigung des deut-
schen Volkes das Ehrenbürgerrecht“47 verliehen.  

Angemessener Weise hat sich der Marktgemeinderat Ber-
chtesgaden in diesem Jahr auch von der Ehrenbürger-
schaft Paul von Hindenburgs distanziert, nachdem 2008 
die Distanzierung von der Ehrenbürgerschaft Adolf Hitlers 
erfolgt war. 

In der gleichen Sitzung wurden von der NSDAP-Gemein-
deratsfraktion ein Paket von drei Anträgen eingebracht. Im 
ersten Antrag hieß es: 

 
47 Berchtesgadener Anzeiger vom 28. März 1933 

„Der Gemeinderat wolle beschließen: zu Ehren ihres jüng-
sten Ehrenbürgers des Herrn Reichspräsidenten und Ge-
neralfeldmarschalls Paul von Hindenburg die Hanielstraße 
von der Maximilianstraße bis zur Bayerstrasse (Luit-
poldpark) in Hindenburg-Allee umzubenennen. 

Begründung: Der Generalfeldmarschall und Führer aller 
deutschen Truppen im großen Weltkrieg hat sich durch 
seine Verdienste als Feldherr einen unsterblichen Namen 
erworben. Außerdem hat er als Reichspräsident des 
deutschen Volkes namentlich durch die Berufung des 
Führers der nationalsozialistischen deutschen Arbeiter-
partei zum Reichskanzler eine nationale Einheit geschaf-
fen, die der brennende Wunsch aller national gesinnten 
Deutschen seit langem war.“48  

Im zweiten Punkt wurde die Umbenennung der Maximili-
anstrasse in Adolf-Hitler-Straße beantragt, im dritten Teil 

48 ebenda 

Der Berchtesgadener Anzeiger veröffentlichte am 28. März 
1933 den einstimmigen Beschluss des damaligen Markt-
gemeinderates, von Hindenburg und Hitler zu Ehrenbürgern zu 
ernennen 

Der Berchtesgadener Anzeiger berichtete weiter: Als Dank dafür, 
dass Paul von Hindenburg Adolf Hitler zum Reichkanzler 
machte, wurde die Hanielstraße in Von-Hindenburg-Allee 
umbenannt. Auch dieser Antrag wurde einstimmig angenommen 
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die Umbenennung der Locksteinstraße in Dietrich-Eckart-
Straße. 

Zufrieden wurde im Protokoll festgestellt: „Auch diese An-
träge werden einstimmig zum Beschluß erhoben“49  

Während die Adolf-Hitler-Straße und die Dietrich-Eckart-
Straße neben anderen bereits am 2. Juni 1945 gem. 
Berchtesgadener Amtsblatt Nr. 350 durch ein „Order of 
Military Government“ rückbenannt wurden, wurde be-

dauerlicherweise ausgerechnet der Antidemokrat und 
Steigbügelhalter Hitlers von den Alliierten übersehen.  

Viele deutsche Städte und Gemeinden haben sich in 
den letzten Jahrzehnten schon von solchen Straßen-
namen befreit. In Berchtesgaden existiert immer noch 
die von den Nazis propagandistisch benannte Von-
Hindenburg-Allee! 

 

 

Quellenangaben:  

Berchtesgadener Anzeiger vom 28. März 1933 

Berchtesgaden Heimatkundeverein / 1945: "Entnazifizierung" von Straßen  
https://www.heimatkundeverein-berchtesgaden.de/1945-entnazifierung-von-strassen.html 

 

 

 

 
49 ebenda 50 https://www.heimatkundeverein-berchtesgaden.de/1945-

entnazifierung-von-strassen.html 
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